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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Viertes Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 
- Drucksachen 13/8796, 13/9070, 13/9361, 13/9822, 1 3/1 0638 - 

hier: Einspruch gemäß Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß 
Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustim-
mung bedarf. 

Die Begründung ist aus der Anlage ersichtlich. 

Der Bundesrat hat in seiner 725. Sitzung am 8. Mai 
1998 beschlossen, dem vom Deutschen Bundestag 
am 13. Februar und 7. Mai 1998 verabschiedeten 
Gesetz nicht zuzustimmen. 

Für den Fall, daß das Gesetz nicht zustimmungsbe-
dürftig sein sollte, hat der Bundesrat mit der Mehr-
heit seiner Stimmen beschlossen, Einspruch gemäß 
Artikel 77 Abs. 3 des Grundgesetzes einzulegen. 

Begründung 

Der Vermittlungsausschuß hat am 6. Mai 1998 die 
Aufnahme eines Studiengebührenverbots in das Ge-
setz verlangt. Der Deutsche Bundestag hat dies am 
7. Mai 1998 abgelehnt. 

Nach Auffassung des Bundesrates handelt es sich 
um ein zustimmungsbedürftiges Gesetz. Der Deut-
sche Bundestag hat demgegenüber seine Auffassung 
aufrechterhalten, daß es sich bei dem Gesetz um ein 
Einspruchsgesetz handelt. 

Schreiben des Präsidenten des Bundesrates an den Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses vom 8. Mai 
1998 mit Abdruck an die Präsidentin des Deutschen Bundestages. 
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Anlage 

Begründung für die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes 

Das Gesetz bedarf gemäß Artikel 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung des Bundesrates, da 
es in einer Reihe von Bestimmungen die Einrichtung 
der Behörden und das Verwaltungsverfahren der 
Länder regelt. 

1. Die Einrichtung von Landesbehörden wird in den 
folgenden Bestimmungen geregelt: 

a) Artikel 1 Nr. 26 Buchstabe c und Nr. 27 Buch-
stabe b (§ 31 Abs. 3 und § 32 Abs. 3 Nr. 2 HRG) 
verlagert für einen Teil der Bewerber die Zu-
ständigkeit der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen auf die Hochschulen und 
trifft damit eine Regelung über die Einrichtung 
von Landesbehörden. 

b) Artikel 1 Nr. 51 (§ 58 HRG) schreibt für Hoch-
schulen „in der Regel" die Rechtsform der Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts vor. 

Diese Bestimmung trifft ebenfalls eine Rege-
lung über die Einrichtung von Landesbehörden 
und ändert damit zugleich eine bestehende, die 
Zustimmungsbedürftigkeit begründende Vor-
schrift. 

2. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts sind Vorschriften über das Verwaltungsver-
fahren gesetzliche Bestimmungen, die die Tätigkeit 
der Verwaltungsbehörden im Blick auf die Art  und 
Weise der Ausführung des Gesetzes einschließlich 
ihrer Handlungsformen, die Form der behördlichen 
Willensbildung, die Art  der Prüfung und Vorberei-
tung der Entscheidung, deren Zustandekommen 
und Durchsetzung sowie verwaltungsinterne Mit-
wirkungs- und Kontrollvorgänge in ihrem Ablauf 
regeln (BVerfGE 75, 108/152). 

Danach stellen die folgenden Bestimmungen zu-
stimmungsbedürftige Regelungen des Verwal-
tungsverfahrens dar: 

a) Artikel 1 Nr. 8 (§ 9 HRG) schreibt die Beteili-
gung der Hochschulen und von Sachverständi-
gen (§ 9 Abs. 3 HRG) am Verfahren der Willens-
bildung der Länder bei der Koordinierung der 
Ordnung von Studium und Prüfungen vor. 

b) Mit dem Studium begeben sich die Studieren-
den in ein Verwaltungsverfahren, das mit der 
Einschreibung eröffnet und mit der Prüfungs-
entscheidung beendet wird. Alle Bestimmun-
gen, die den Studienverlauf regeln, gewinnen 
damit den Charakter verwaltungsverfahrens-
rechtlicher Regelungen. 

Dies gilt zunächst für die in Artikel 1 Nr. 9 (§ 10 
Abs. 2 HRG) vorgeschriebenen und in Artikel 1 
Nr. 10 (§ 11 HRG) und Nr. 18 (§ 19 Abs. 2 bis 4 
HRG) festgelegten Regelstudienzeiten. Verwal-

tungsverfahrensrechtliche Regelungen werden 
dabei für einzelne Verfahrensabschnitte getrof-
fen, so „für die Gestaltung des Prüfungsverfah-
rens", insbesondere der Prüfungszeiten, ferner 
für die Gestaltung der Studiengänge ein-
schließlich der damit korrespondierenden Si-
cherstellung des Lehrangebots, schließlich in 
Verbindung mit der ihrerseits verfahrensrechtli-
chen Bestimmung des § 29 HRG für das Verfah-
ren der Kapazitätsermittlung und -festsetzung 
sowie für die Berechnung der Studentenzahlen 
bei der Hochschulplanung. 

Mit der Verpflichtung der Hochschulen, sich 
spätestens bis zum Ende des ersten Jahres des 
Studiums über den bisherigen Studienverlauf 
zu orientieren und die Studierenden zu infor-
mieren (Artikel 1 Nr. 13 - § 14 HRG -), wird eine 
Regelung über das Verfahren der Studienbera-
tung getroffen. 

Die Nummern 14 (§ 15 HRG), 15 (§ 16 HRG), 17 
(§ 18 HRG) und 18 (§ 19 HRG) des Artikels 1 
enthalten in ihrer Gesamtheit verwaltungsver-
fahrensrechtliche Regelungen für die Durch-
führung, Gestaltung (studienbegleitend oder 
nicht, Freiversuch, Leistungspunktsystem), Glie-
derung (Zwischenprüfung) und den Abschluß 
des Prüfungsverfahrens (durch Verleihung fest-
gelegter Hochschulgrade), über die Prüfungs-
berechtigung sowie mit der Anordnung einer 
Genehmigungspflicht für Prüfungsordnungen. 

c) Artikel 1 Nr. 21 (§ 22 HRG) verlangt ein koordi-
nierendes Verfahren der Willensbildung von 
Hochschulen untereinander sowie mit anderen 
Forschungseinrichtungen und mit Einrichtun-
gen der überregionalen Forschungsplanung 
und -förderung bei der Abstimmung von For-
schungsvorhaben und -schwerpunkten. 

d) Artikel 1 Nr. 26 (§ 31 HRG) ändert das Verfah-
ren der Ortsverteilung in zulassungsbeschränk-
ten Fächern und modifiziert mit der Festlegung 
eines Hochschulauswahlverfahrens das bishe-
rige zentrale Vergabeverfahren. 

e) Die Bestimmungen über die Beteiligung der Mit-
gliedergruppen, insbesondere den Mindestein-
fluß der Professoren bei Entscheidungen in An-
gelegenheiten der Lehre, Forschung und Beru-
fung von Professoren, in Artikel 1 Nr. 33 (§ 37 
HRG) sind verwaltungsverfahrensrechtliche Re-
gelungen für das Zustandekommen von Ent-
scheidungen in Hochschulgremien und als Fest-
legung für die Zusammensetzung von Hoch-
schulgremien zugleich Regelungen der Organi-
sation, also der Einrichtung von Landesbehörden. 


